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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 14. DEZEMBER 1982 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

In den drei Verfahren, denen ich mich 
jetzt zuwende, geht es darum, die Zuläs-
sigkeit einer italienischen Abgabe für 
Verwaltungsdienste — soweit sie auf Im­
porte aus GATT-Mitgliedsländern erho­
ben wurde — im Lichte der GATT-Vor­
schriften zu beurteilen. 

Die Abgabe wurde durch Gesetz Nr. 330 
vom 15. Juni 1950 eingeführt und in 
Höhe von 0,50 % des Warenwerts auf 
alle Importe erhoben. Für den innerge­
meinschaftlichen Handel mit anderen als 
Agrarerzeugnissen — für letztere galten 
besondere Marktordnungsvorschriften ·— 
wurde von der Kommission in einer 
Richtlinie Nr. 68/31/EWG vom 22. De­
zember 1967 (ABl. L 12 vom 16. 1. 1968, 
S. 8) angeordnet, die Abgabe sei schritt­
weise herabzusetzen und spätestens am 
1. Juli 1968, also zu dem Zeitpunkt, zu 
dem nach der sogenannten Beschleuni­
gungsentscheidung alle innergemein­
schaftlichen Zölle zu entfallen hatten, zu 
beseitigen. Dies geschah, weil die Abgabe 
als solche mit gleicher Wirkung wie ein 
Einfuhrzoll angesehen wurde, im Hin­
blick auf Artikel 13 Absatz 2 des EWG-
Vertrags. 

Weil die Italienische Republik dieser 
Verpflichtung nicht rechtzeitig nachge­
kommen ist, hat die Kommission ein 
Verfahren nach Artikel 169 des EWG-
Vertrags anhängig gemacht (vgl. Rechts­
sache 8/70 1). Später kam es auch 
zu dem Vorabentscheidungsverfahren 

33/70 2, in dem — in bezug auf den in­
nergemeinschaftlichen Verkehr — ent­
schieden wurde, vom 1. Juli 1968 an hät­
ten einzelne ein unmittelbares Recht 
darauf, daß derartige zollgleiche Abga­
ben nicht mehr angewendet würden; dies 
ergebe sich aus dem Zusammenwirken 
der Artikel 9 und 13 des EWG-Vertrags, 
der bereits erwähnten Beschleunigungs­
entscheidung vom 26. Juli 1966 sowie 
der ebenfalls schon erwähnten Kommis­
sionsrichtlinie. 

Am 24. Juni 1971 erging dann ein italie­
nisches Gesetz zur Beseitigung der kriti­
sierten Abgabe. Für den innergemein­
schaftlichen Verkehr wurde darin Rück­
wirkung auf den 30. Juni 1968 angeord­
net; für Einfuhren aus dritten Ländern 
war dagegen das Datum des Inkrafttre­
tens des Gesetzes (1. August 1971) maß­
gebend. 

Letzteres ist nach Ansicht einiger Impor­
teure — der Beklagten der Ausgangsver­
fahren —, soweit es um Einfuhren aus 
GATT-Mitgliedsländern geht, nicht aus­
reichend. Sie berufen sich dafür auf die 
langjährige Rechtsprechung des italieni­
schen Kassationshofes, nach der GATT-
Vorschriften seit dem Beitritt Italiens 
(vgl. das Protokoll von Annecy vom 
10. 10. 1949 und das dazu ergangene 
Ratifizierungsgesetz vom 5. 4. 1950) sub­
jektive Rechte einzelner begründen. Sie 
sind ganz allgemein der Ansicht, der 
Präambel des GATT und einigen 
GATT-Artikeln, namentlich den Artikeln 
11, VI und VIII, lasse sich in bezug auf 
alle Waren — gleichgültig, ob sie in Zu-

1 — Urteil vom 18. November 1970 in der Rechtssache 
8/70 — Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten/Italienische Republik—, Slg. 1970, 961. 

2 — Urteil vom 17. Dezember 1970 in der Rechtssache 
33/70 — SpA SACE/Finanzministerium der Italieni­
schen Republik—, Slg. 1970, 1213. 
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geständnislisten enthalten seien oder 
nicht — das Verbot der Einführung 
neuer Abgaben entnehmen. Daneben be­
rufen sie sich im besonderen auf Artikel 
II.1.b), wo es heißt: 

„Die Erzeugnisse, die in den Teil I der 
einen Vertragspartner betreffenden Liste 
aufgenommen und Erzeugnisse des Ge­
biets anderer Vertragspartner sind, wer­
den bei ihrer Einfuhr in das Gebiet, auf 
das sich die Liste bezieht, und unter Be­
rücksichtigung der darin genannten be­
sonderen Bedingungen oder Sonderklau­
seln nicht höheren eigentlichen Zöllen 
als den darin genannten unterliegen. 
Ebenso werden diese Erzeugnisse nicht 
anderen Zöllen oder anderen Abgaben 
beliebiger Art, die bei der Einfuhr oder 
aus Anlaß der Einfuhr erhoben werden, 
unterliegen, die höher sind als diejeni­
gen, die am Tage des vorliegenden Ab­
kommens zur Erhebung gekommen sind, 
oder als diejenigen, die als unmittelbare 
und zwangsläufige Folge der an diesem 
Tage im Gebiete des Einfuhrlandes gel­
tenden Gesetzgebung später zur Erhe­
bung kommen." 

Daraus ergibt sich nach ihrer Ansicht für 
Waren, die in Zugeständnislisten genannt 
sind, das Verbot der Erhöhung von Ein­
fuhrabgaben, und zwar bezogen auf den 
Stand des Protokolls von Annecy, dem 
die italienische Zugeständnisliste XXVII 
beigefügt war. Dies soll auch gelten, 
wenn die fraglichen Waren erst später in 
nationale Zugeständnislisten wie in die 
des Protokolls von Torquay, ratifiziert 
durch italienisches Gesetz vom 27. Ok­
tober 1951, und in die des Protokolls 
von Genf, ratifiziert durch italienisches 
Gesetz vom 2. Januar 1958, kamen oder 
wenn sie erst später auf die Liste 
XL-EWG gelangten, wie sie von der Ge­
meinschaft zusammen mit den Mitglied­
staaten in der sogenannten Dillon-Runde 
1960/61 ausgehandelt (vgl. Ratsbeschluß 
vom 3. Juli 1962 und Protokoll vom 16. 
Juli 1962) und wie sie in der sogenann­

ten Kennedy-Runde 1964 bis 1967 modi­
fiziert worden ist (vgl. Genfer Protokoll 
vom 30. Juni 1967 und Ratsbeschluß 
68/411 vom 27. November 1967 — ABl. 
L 305 vom 19. 12. 1968, S. 1). 

So kam es zu drei Gerichtsverfahren, in 
denen die Rückzahlung geleisteter Abga­
ben für Verwaltungsdienste von der ita­
lienischen Finanzverwaltung verlangt 
wurde. 

1. Im ersten Verfahren geht es um die 
Einfuhr von Rohöl oder Ölschiefer aus 
dem GATT-Mitgliedsland Kuwait in der 
Zeit von Juli 1964 bis Dezember 1967. 
Dabei ist nicht recht klar, ob die Ware 
schon in der ursprünglichen italienischen 
Zugeständnisliste XXVII aufgeführt war, 
was die SPI behauptet und die italieni­
sche Regierung sowie die Kommission 
bestreiten, und ob sie sich in der Zuge­
ständnisliste XL-EWG findet, was die 
italienische Regierung behauptet und die 
Kommission bestreitet. 

2. Im zweiten Fall geht es um die Ein­
fuhr verschiedener Waren aus GATT-
Mitgliedsländern in den Jahren 1965 bis 
1971. Hierzu wurde vom vorlegenden 
Gericht festgestellt, die Waren seien — 
entgegen der Behauptung des Importeurs 
— nicht in der ursprünglichen italieni­
schen Zugeständnisliste XXVII aufge­
führt gewesen, vielmehr — was auch die 
Kommission bekräftigt — erst aufgrund 
des Protokolls von Torquay in diese Li­
ste aufgenommen worden. Festzustehen 
scheint auch, daß die Waren fast in ihrer 
Gesamtheit in der Liste XL-EWG so­
wohl in der Fassung der Dillon-Runde 
als auch in der Fassung der Kennedy-
Runde aufgeführt waren. 

3. Im dritten Fall schließlich geht es um 
die Einfuhr verschiedener Waren aus 
GATT-Mitgliedsländern in der Zeit von 
Oktober bis Dezember 1963. Hierzu 
wurde vom vorlegenden Gericht gleich­
falls festgestellt, die betreffenden Waren 
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seien — anders als der Importeur angibt 
— nicht in der ursprünglichen italieni­
schen Zugeständnisliste XXVII genannt 
gewesen — was aber nach Ansicht der 
Kommission für eine von ihnen nicht zu­
trifft —; sie seien vielmehr in diese Liste 
zum Teil aufgrund des Protokolls von 
Torquay und zum Teil aufgrund des 
Protokolls von Genf (1956) aufgenom­
men worden. Auch hier scheint darüber 
hinaus festzustehen, daß die Waren fast 
in ihrer Gesamtheit ebenfalls in der Liste 
XL-EWG angeführt sind, und zwar wie­
derum sowohl in der Fassung der Dillon-
Runde als auch in der Fassung der Ken­
nedy-Runde. 

Die beklagte Finanzverwaltung steht auf 
dem Standpunkt, daß für Waren, die 
zum erstenmal in nach der ursprüngli­
chen Liste XXVII festgelegte Listen auf­
genommen worden seien, als maßgeb­
liche Referenzabgabenlast die bei der 
Festsetzung der neuen Listen bestehende 
angesehen werden müsse. Hinsichtlich 
der Einführung der Abgabe für Verwal­
tungsdienste im Jahr 1950 könne also 
nicht von einer unzulässigen Erhöhung 
der Einfuhrabgaben namentlich im Ver­
hältnis zu der in der Dillon-Runde er­
reichten Konsolidierung gesprochen wer­
den. In einem Erlaß wurde demgemäß 
die Rückzahlung der genannten Abgabe 
nur vorgesehen, soweit sie auf Waren zu 
entrichten war, die in der ursprünglichen 
italienischen Zugeständnisliste XXVII 
aufgeführt waren, nicht aber, soweit Wa­
ren belastet waren, für die zum ersten­
mal in der Liste XL-EWG Zugeständ­
nisse vereinbart worden waren. 

Die angerufenen Gerichte haben jedoch 
den geltend gemachten Rückzahlungsan­
sprüchen in vollem Umfang stattgegeben, 
wie sich den Urteilen der Corte d'appello 
von Genua vom 26. Januar 1979 (erster 
Fall) und 28. Oktober 1977 (zweiter 
Fall) sowie dem Urteil der Corte d'ap­
pello von Turin vom 25. Februar 1978 
(dritter Fall) entnehmen läßt. Dazu 

wurde festgestellt, maßgeblicher Zeit­
punkt für die Bestimmung der Abgaben­
last, die nicht erhöht werden durfte, sei 
der Beitritt Italiens zum GATT (10. Ok­
tober 1949) gewesen und es habe auch 
als ausreichend zu gelten, daß die fragli­
chen Waren in der Liste XL-EWG ge­
nannt gewesen seien, da sie an die Stelle 
der Liste XXVII getreten sei. 

Die Finanzverwaltung erhob daraufhin 
Kassationsbeschwerde beim Kassations­
gerichtshof. Dieser steht offenbar — in 
Anbetracht der Rechtsprechung unseres 
Gerichtshofes — auch in den vorliegen­
den Verfahren vor der Frage, ob er seine 
Rechtsprechung zu der unmittelbaren 
Anwendbarkeit der GATT-Vorschriften 
aufrechterhalten soll. Er sieht weiter 
Probleme der Auslegung des GATT im 
Hinblick auf die von den Importeuren 
vertretenen Thesen zum Verbot der Ein­
führung neuer Abgaben und zu dem nach 
Artikel II des GATT für das Verbot der 
Erhöhung von Abgaben maßgebenden 
Zeitpunkt. Außerdem steht er — wie in 
den Verfahren, die zu der Rechtssache 
266/81 1 geführt haben — grundsätzlich 
rar der Frage, ob und gegebenenfalls ab 
wann der Gerichtshof nach Artikel 177 
des EWG-Vertrags GATT-Vorschriften 
und dazu ergangene Akte auslegen kann, 
auch wenn es nicht um die Gültigkeit 
ran Gemeinschaftsakten geht. 

Er hat deshalb durch Beschlüsse vom 21. 
Mai 1981 die bei ihm anhängenden Ver­
fahren ausgesetzt und übereinstimmend 
in allen drei Sachen folgende Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 

A — Vorfrage: Gehören deshalb, weil 
die Gemeinschaft anstelle der Mit­
gliedstaaten für die Erfüllung der 
Verpflichtungen aus dem GATT 

— Rechtssache 266/81 — Società Italiana per l'Oleodotto 
Transalpino — SIOT/Italienisches Finanzministerium 
und andere, Ente Autonomo del Porto di Trieste/Ita-
lienische Finanzverwaltung und andere —, in der ich 
soeben meine Schlußanträge vorgetragen habe. 
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einzustehen hat und weil sie die im 
Rahmen dieses Abkommens er­
folgten Zugeständnisse und Kon­
solidierungen noch vor dem 1. Juli 
1968 ausgehandelt hat, die Bestim­
mungen des Abkommens und die 
damit ausgehandelten Listen (beja­
hendenfalls: seit wann und in wel­
chem Umfang) auch dann zu den 
Handlungen, deren Auslegung in 
die Vorabentscheidungszuständig-
keit des Gerichtshofes nach Artikel 
177 EWG-Vertrag fällt, wenn das 
nationale Gericht darum ersucht 
wird, sie im Hinblick auf Bezie­
hungen zwischen Rechtssubjekten 
zu einem anderen Zweck als dem 
der Beurteilung der Gültigkeit 
oder der Ungültigkeit einer Hand­
lung der Gemeinschaft anzuwen­
den oder jedenfalls auszulegen? 

B — Bei Bejahung der vorstehenden 
Frage: Welche Wirkungen sind 
gegebenenfalls (und bei einem 
zeitlichen Unterschied, in welcher 
zeitlichen Reihenfolge) innerhalb 
der Rechtsordnung der Gemein­
schaft und der der Mitgliedstaaten 
daraus entstanden, daß die Ge­
meinschaft anstelle der Mitglied­
staaten für die Erfüllung der Ver­
pflichtungen aus dem GATT ein­
zustehen hat und daß sie die neue 
gemeinsame Liste XL-EWG aus­
gehandelt hat? Muß insbesondere 
das nationale Gericht, wenn es 
den Bestimmungen des Abkom­
mens Argumente für die Ausle­
gung oder Kriterien für die An­
wendung einer späteren, inhaltlich 
gegen die Bestimmungen des Ab­
kommens verstoßenden nationalen 
Vorschrift entnimmt — unter 
Beachtung der durch Artikel 177 
EWG-Vertrag festgelegten Kom­
petenzverteilung —, davon ausge­
hen, daß das GATT, speziell in 
bezug auf die in den folgenden 

Fragen genannten Bestimmungen 
nur auf der Ebene internationaler 
Verpflichtungen, ohne unmittel­
bare Wirkungen in der internen 
Rechtsordnung, Geltung hat, oder 
aber davon, daß es in dieser 
Rechtsordnung in den Beziehun­
gen zwischen Rechtssubjekten 
wirksam wird und in diesem zwei­
ten Fall gegenüber der entgegen­
stehenden nationalen Vorschrift 
gleichrangig oder höherrangig ist? 

C — Ebenfalls bei Bejahung der Frage 
A und bei einer beliebigen Ant­
wort auf die Frage B, um dem vor­
legenden Gericht nützliche Hin­
weise für die Auslegung der natio­
nalen Regelung zu geben: 

1. Ist im GATT — und insbeson­
dere in der Präambel (heute Ar­
tikel I Nr. 2) in Verbindung mit 
den Artikeln I I (jetzt III) Nr. 1 
Buchstabe b) und Nr. 2, III 
(jetzt IV) Nr. 2, VI und VIII 
— das Verbot aufgestellt, für 
ein Erzeugnis, auch wenn es 
nicht in den in Artikel II (jetzt 
III) genannten Listen enthalten 
ist, neue Zölle oder andere Ab­
gaben irgendwelcher Art bei 
der Einfuhr oder anläßlich der 
Einfuhr einzuführen? 

2. Ist für die in der Liste der Zu­
geständnisse, die ein Staat nach 
seinem Beitritt zum GATT ge­
macht hat, enthaltenen Erzeug­
nisse — und insbesondere, was 
die Staaten angeht, die auch 
Mitglieder der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sind, 
für die in der zunächst zum 
Abschluß der Dillon-Runde 
und danach der Kennedy-
Runde aufgestellten Liste 
XL-EWG enthaltenen Waren 
— der Zeitpunkt, auf den für 
die Bestimmung des Umfangs 
der Zölle und der anderen Ein-
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fuhrabgaben im Hinblick auf 
den das in Artikel II (jetzt III) 
Nr. 1 Buchstabe b) des GATT 
aufgestellte Verbot der Erhö­
hung gilt, abzustellen ist, der 
Zeitpunkt des Beitritts zu dem 
Abkommen oder der Zeitpunkt 
der Verabschiedung des Proto­
kolls, mit dem das neue Zuge­
ständnis eingeführt worden ist? 

Zu diesen Fragen nehme ich wie folgt 
Stellung: 

I — Zur e rs ten Frage 

1. Die erste Frage stimmt weitgehend 
mit der ersten in der Rechtssache 
266/81 1 gestellten Frage überein. Soweit 
dies zutrifft, kann ich mich jetzt darauf 
beschränken, auf die entsprechenden 
Ausführungen in meinen Schlußanträgen 
zu der Rechtssache 266/81 1 zu verwei­
sen. 

Grundsätzlich ist also festzustellen: Weil 
davon auszugehen ist, daß die Gemein­
schaft die GATT-Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten übernommen hat, liegt es 
nahe, die GATT-Vorschriften insoweit 
ebenso zu behandeln wie von der Ge­
meinschaft abgeschlossene Abkommen. 
Daraus folgt, daß in bezug auf das 
GATT eine Auslegungskompetenz nach 
Artikel 177 des EWG-Vertrags besteht, 
und zwar grundsätzlich nicht nur, wenn 
die Gültigkeit von Gemeinschaftshand­
lungen am GATT gemessen werden soll, 
sondern auch, wenn eine Auslegung im 
Hinblick auf das nationale Recht erfor­
derlich ist, sei es, daß sich die Frage 
stellt, ob nationale Vorschriften vom 
GATT verdrängt werden, oder sei es, 
daß das nationale Recht einfach GATT-
konform interpretiert werden soll. 

2, Daneben enthält die erste Frage in 
den vorliegenden Verfahren aber auch 
zusätzliche Probleme, zu denen jetzt 
noch einige besondere Bemerkungen an­
gebracht sind. Das gilt einmal hinsicht­
lich der im Rahmen des GATT ausge­
handelten Listen, in denen • Zollzuge­
ständnisse festgehalten werden, zum an­
deren für die Frage, von wann an und in 
welchem Umfang eine Auslegungskom­
petenz des Gerichtshofes in bezug auf 
das GATT angenommen werden kann. 

a) Soweit es um die Ermittlung der 
Funktion der Listen im Rahmen des 
GATT-Systems geht — namentlich wenn 
Listen unterschiedlichen Inhalts aufein­
anderfolgen —, ist festzustellen, daß die 
Listen im Rahmen des GATT ausgehan­
delt werden und in besonderen Protokol­
len festgelegt sind. Es handelt sich also 
um Abkommen im Rahmen des GATT, 
und zu ihnen heißt es in Artikel II Ziffer 
7 ausdrücklich, daß die dem Abkommen 
beigefügten Listen einen integrierenden 
Bestandteil von Teil I des Abkommens 
bildeten. 

Soweit die Gemeinschaft daran beteiligt 
ist, erscheint es demnach durchaus ver­
tretbar, auch insoweit von „Gemein­
schaftsakten" zu sprechen und eine Aus­
legungskompetenz des Gerichtshofes an­
zuerkennen. Dies dürfte möglich sein für 
die Ergebnisse der Dillon-Runde, die 
sich in einer die nationalen Zugeständnis­
listen ersetzenden Liste XL-EWG 
niedergeschlagen haben, da das betref­
fende Protokoll, das zum 1. Januar 1963 
in Kraft trat, auch von der Gemeinschaft 
abgeschlossen wurde. Dies gilt sicher 
auch für die Ergebnisse der Kennedy-
Runde, da diese allein von der Gemein­
schaft ausgehandelt und abgeschlossen 
wurden und dann Eingang in den am 1. 
Juli 1968 in Kraft getretenen Gemein­
samen Zolltarif fanden. 

1 — Rechtssache 266/81 — Società Italiana per l'Oleodotto 
Transalpino (SIOT)/Italienisches Finanzministerium 
und andere, Ente Autonomo del Porte di Trieste/Italie-
nische Finanzverwaltung und andere —, in der ich so­
eben meine Schlußanträge vorgetragen habe. 
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b) Die Frage des Beginns der Ausle­
gungskompetenz dieses Gerichtshofs im 
Hinblick auf das GATT-Recht ist sicher 
um einiges schwieriger zu behandeln. 
Dabei ist zunächst darauf hinzuweisen, 
daß nach den Auseinandersetzungen in 
den Ausgangsverfahren es allein um Ein­
fuhrabgaben geht und somit eine Antwort 
nur im Hinblick auf diesbezügliche 
GATT-Verpflichtungen erforderlich ist. 

Wesentlicher Ausgangspunkt für unsere 
Überlegungen sind zweifellos Feststellun­
gen, die sich im Urteil der Rechtssachen 
21 bis 24/72 1 finden. Hier wird davon 
gesprochen, die Gemeinschaft habe — 
schrittweise im Lauf der Übergangszeit 
und in vollem Umfang am Ende dersel­
ben — die mit der Zoll- und Handelspo­
litik verbundenen Aufgaben übernom­
men. In den Beziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
sei seit dem Inkrafttreten des EWG-Ver­
trags und insbesondere seit dem Wirk­
samwerden des Gemeinsamen Zolltarifs 
eine Zuständigkeitsverlagerung eingetre­
ten, die im GATT auf verschiedene 
Weise näher bestimmt und von den übri­
gen Vertragsparteien anerkannt worden 
sei; die Gemeinschaft sei, soweit sie auf­
grund des EWG-Vertrags früher von den 
Mitgliedstaaten im Anwendungsbereich 
des GATT ausgeübte Befugnisse über­
nommen habe, an die Bestimmungen die­
ses Abkommens gebunden (Randnum­
mern 14 bis 18). 

aa) Davon ausgehend dürfte die Situa­
tion auf dem Gebiet der eigentlichen 
Zölle keine besonderen Schwierigkeiten 
bereiten. 

Im Verhältnis zu dritten Ländern sah der 
EWG-Vertrag die schrittweise Schaffung 
einer Zollunion dergestalt vor, daß wäh­

rend der Übergangszeit die nationalen 
Zölle dem Gemeinsamen Zolltarif ange­
nähert wurden und von ihrem Ende an, 
das durch die erwähnte Beschleunigungs­
entscheidung vorgezogen worden war, 
der Gemeinsame Zolltarif zur Anwen­
dung gelangte. Für die Anpassung der 
nationalen Tarife — erstmals zum 1. Ja­
nuar 1961 — war ursprünglich der Ge­
meinsame Zolltarif maßgebend, wie er in 
einer Ratsentscheidung vom 13. Februar 
1960 (ABl. Nr. 80 A vom 20. 12. 1960, S. 
1537 ff.) festgestellt worden war. Zu je­
ner Zeit kam es dann im Rahmen des 
GATT zu Verhandlungen über einen 
Zollabbau; dies war in den Jahren 1960 
und 1961 die sogenannte Dillon-Runde, 
an der neben den Mitgliedstaaten die 
Gemeinschaft als solche beteiligt war. Sie 
endete mit der Festlegung der gemeinsa­
men Zugeständnisliste XL-EWG, die ge­
mäß dem dafür maßgebenden Protokoll 
zum 1. Januar 1963 in Kraft trat und die 
früheren nationalen Listen — die damit 
aus der Sicht der Gemeinschaft ihre Wir­
kung verloren haben — außer für Mon­
tanerzeugnisse ersetzte. Die Anpassung 
der nationalen Tarife hatte danach an 
die Sätze der Liste XL-EWG zu erfol­
gen, die in den Gemeinsamen Zolltarif 
übernommen worden war. Ebenfalls 
noch während der Übergangszeit kam es 
zu weiteren GATT-Verhandlungen über 
Zollreduzierungen im Rahmen der Ken­
nedy-Runde, deren —am 1. Januar 1968 
in Kraft getretenes — Protokoll allein 
von der Gemeinschaft unterzeichnet 
worden war. Die danach vorgesehene er­
ste Reduzierung der Zölle wurde mit 
dem Inkrafttreten des Gemeinsamen 
Zolltarifs zum 1. Juli 1968 wirksam. 

In bezug auf Zölle bestand also während 
der Übergangszeit — eben weil es nur 
nationale, einen Entscheidungsspielraum 
einschließende Verpflichtungen zur An­
passung der nationalen Tarife gab — 
keine gemeinschaftsrechtliche GATT-

1 — Urteil vom 12. Dezember 1972 in den verbundenen 
Rechtssachen 21 bis 24/72 — International Fruit Com­
pany NV und andcrc/Produktschap voor groenten en 
fruit—, Slg. 1972, 1219. 
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Verpflichtung im Sinne der angeführten 
Rechtsprechung. Insoweit ist davon aus­
zugehen, daß die Gemeinschaft im 
GATT vollwertig an die Stelle der Mit­
gliedstaaten erst zum 1. Juli 1968, also 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gemeinsamen Zolltarifs, getreten ist. 

bb) Der Beginn der Auslegungszustän­
digkeit des Gerichtshofes in bezug auf 
zollrechtliche Vorschriften des GATT 
soll nach Ansicht der Kommission 
gleichermaßen für andere Einfuhrabgaben 
und die sich darauf beziehenden, in Arti­
kel II des GATT festgelegten Verpflich­
tungen gelten. Der Vertreter der Firma 
Michelin und die französische Regierung 
halten dies dagegen nicht für richtig. 
Letztere hat in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen, daß auch nach dem 
1. Juli 1968 die fiskalischen Kompeten­
zen bei den Mitgliedstaaten verblieben 
seien. Der Vertreter von Michelin hat 
geltend gemacht, nach der Rechtspre­
chung zu zollgleichen Abgaben, die am 
1. Juli 1968 schon existierten, sei den 
Mitgliedstaaten nur ihre Erhöhung ver­
boten gewesen, so daß sie weiter erhoben 
werden konnten, solange keine gegentei­
lige Gemeinschaftsentscheidung erging; 
daher müsse insoweit, weil eine exklusive 
Kompetenz der Gemeinschaft nicht vor­
gelegen habe, auf die tatsächliche Aus­
übung der gemeinschaftsrechtlichen Be­
fugnisse abgestellt werden. Fehle es 
daran und damit an der Notwendigkeit 
einer gemeinschaftseinheitlichen Ausle­
gung, so seien die betreffenden Abgaben 
als allein nach nationalem Recht geregelt 
anzusehen; von einer diesbezüglichen 
gemeinschaftsrechtlichen GATT-Ver­
pflichtung könne folglich nicht gespro­
chen werden, vielmehr richte sich ihre 
Beurteilung allein nach nationalem Recht 
und den sich dafür aus dem GATT erge­
benden Konsequenzen. 
Ich meine indessen, daß wir auch in die­
sem Punkt der Kommission folgen soll­
ten. 

Ganz sicher ist es nicht richtig, hier von 
nationalen fiskalischen Kompetenzen zu 
sprechen, geht es doch um Einfuhrabga­
ben, also um Maßnahmen im Bereich der 
Außenhandelspolitik, wofür offensicht­
lich seit dem Ende der Übergangszeit (1. 
Januar 1970) die ausschließliche Zustän­
digkeit bei der Gemeinschaft liegt. 

Nach der einschlägigen Rechtsprechung 
kann man auch den Eindruck haben, daß 
es für die hier interessierende Frage nicht 
auf die effektive Ausübung der Gemein­
schaftskompetenz, sondern darauf an­
kommt, ob eine solche Kompetenz be­
stand. Das aber war nach dem 1. Juli 
1968 sicher der Fall, denn von da an 
konnte — wie sich aus dem Urteil der 
Rechtssachen 37 und 38/73 1 ergibt — 
die Gemeinschaft die Bestimmung tref­
fen, daß Abgaben mit zollgleichen Wir­
kungen im Verhältnis zu dritten Ländern 
mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar 
seien. 

Hält man sich überdies vor Augen, daß 
die Zugeständnisse im Rahmen der Ken­
nedy-Runde, die offenbar auch für die in 
den Ausgangsverfahren streitigen Waren 
von Bedeutung sind, allein von der Ge­
meinschaft festgelegt wurden und daß 
ihr Wert durch die Anwendung zusätzli­
cher nationaler zollgleicher Abgaben 
nach Wirksamwerden der Zugeständ­
nisse am 1. Juli 1968 beeinträchtigt wer­
den konnte, so kann sich zusammen mit 
der Tatsache, daß der Artikel II.1.b) des 
GATT andere Einfuhrabgaben in eine 
enge Verbindung mit der Zollregelung 
bringt, nur der Schluß ergeben, die Ge­
meinschaft sei für den gesamten Tarifbe­
reich und damit für alle Verpflichtungen 
aus Artikel II des GATT vom 1. Juli 
1968 an in vollem Umfang an die Stelle 
der Mitgliedstaaten getreten. 

1 — Urteil vom 13. Dezember 1973 in den verbundenen 
Rechtssachen 37 und 38/73 — Sociaal Fonds voor de 
Diamantarbeiders/NV Indiamex und De Beider, Joris 
De Beider und Robert De Beider —, Slg. 1973, 1609. 
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cc) Daraus ergibt sich, daß die sich auf 
die Einfuhrabgaben beziehenden GATT-
Vorschriften schon mit der vollständigen 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
gemeinschaftsrechtliche Verpflichtungen 
geworden sind und daß somit von dem 
genannten Zeitpunkt an eine Ausle­
gungskompetenz des Gerichtshofes an­
zunehmen ist, weil die Wirkungen des 
GATT von da an allein im Hinblick auf 
die Gemeinschaftsrechtsordnung zu 
beurteilen sind. Ferner sind infolgedessen 
— hält man sich an die Angaben in den 
Vorlagebeschlüssen zu den Einfuhrzeit­
räumen —, die Sachverhalte der Rechts­
sachen 267 und 269 allein nach den 
GATT-Vorschriften in Verbindung mit 
dem nationalen italienischen Recht zu 
beurteilen. Nur in bezug auf die Rechts­
sache 268 liegt insoweit, als Einfuhren 
nach dem 1. Juli 1968 in Frage stehen, 
eine gemeinschaftsrechtliche Problematik 
vor, für die die Auslegung der GATT-
Bestimmungen durch den Gerichtshof 
von Bedeutung sein kann. 

II — Zur zwei ten Frage 

Ihr zufolge soll insbesondere geklärt 
werden, ob die GATT-Bestimmungen 
unmittelbare Wirkung in den nationalen 
Rechtsordnungen entfalten, ob sie gege­
benenfalls — im Verhältnis zu wider­
sprechendem nationalem Recht — als 
höherrangig anzusehen sind und in wel­
cher zeitlicher Reihenfolge dies ange­
nommen werden kann. 

Auch diese Frage deckt sich in ihrem 
Kern mit der zweiten Frage der Rechts­
sache 266/81 3. Ich kann deshalb in die­
sem Zusammenhang ebenfalls auf meine 
Ausführungen in den Schlußanträgen zu 
der genannten Rechtssache verweisen, 

zumal bei ihrer Ausarbeitung natürlich 
auch der Verfahrensstoff der vorliegen­
den, gleichzeitig verhandelten Rechts­
sachen berücksichtigt wurde, und zusam­
menfassend nur feststellen, daß nach 
meiner Überzeugung von einer unmittel­
baren Wirkung der GATT-Vorschriften 
im Sinne unserer Rechtsprechung nicht 
die Rede sein kann. 

Danach erscheint es überflüssig auf die 
Frage der zeitlichen Reihenfolge der 
GATT-Wirkungen noch weiter einzuge­
hen. Ein gleiches gilt für die besonderen 
Ausführungen der Kommission zu dem 
im Mittelpunkt der vorliegenden Verfah­
ren stehenden Artikel II des GATT, die 
zeigen sollen, daß jedenfalls dieser Vor­
schrift keine unmittelbare Wirkung zu­
kommt. 

I I I — Zur d r i t t en Frage 

Die dritte Frage bezieht sich noch auf 
die inhaltliche Ausdeutung des GATT 
und vor allem seines Artikels IL Sie ist 
ausdrücklich ohne Rücksicht auf die Be­
antwortung der zweiten Frage gestellt, 
da es in den Ausgangsverfahren — wie 
den Darlegungen des Kassationshofes 
und der italienischen Regierung zu ent­
nehmen ist — offenbar nicht um die Lö­
sung eines Konflikts zwischen nationa­
lem Recht und den GATT-Bestimmun­
gen geht; vielmehr soll, weil dem italieni­
schen Gesetz über die Abgabe für Ver­
waltungsdienste nicht der klare Wille zu 
entnehmen sei, GATT-Regeln zu miß­
achten, mit Hilfe einer Auslegung des 
GATT erreicht werden, daß das ge­
nannte Gesetz GATT-konform ange­
wandt wird. Dabei soll einmal ermittelt 
werden, ob das GATT ein Verbot ent­
hält, für Erzeugnisse, auch wenn sie 
nicht in den gemäß Artikel II erstellten 
Zugeständnislisten enthalten sind, neue 
Zölle oder andere Abgaben vorzusehen, 
ob es also — bezogen auf die Abgabensi­
tuation zum Zeitpunkt des Beitritts zum 

1 — Rechtssache 266/81 — Società Italiana per l'Oleodotto 
Transalpino (SIOTJ/Italienisches Finanzministerium 
und andere, Ente Autonomo del Porte di Trieste/Italic-
nische Finanzvcrwaltung und andere —, in der ich so­
eben meine Schlußantritge vorgetragen habe. 
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GATT — eine Art „Standstilľ'-Gebot 
gibt. Zum anderen soll bestimmt werden, 
ob es für das in Artikel Il.l.b) des GATT 
festgelegte Verbot der Erhöhung von 
Einfuhrabgaben auf den Zeitpunkt des 
Beitritts zum GATT oder auf den Zeit­
punkt der Annahme eines Protokolls mit 
neuen Zugeständnissen ankommt, soweit 
es um Waren geht, die in Zugeständnisli­
sten aufgeführt sind und die sich insbe­
sondere zum ersten Mal in der Liste 
XL-EWG finden. 

1. Zum ersten Teil der Frage nehmen 
die betroffenen Importeure aus verschie­
denen Gründen an, das GATT kenne ein 
solches Verbot. Sie berufen sich dafür 
auf die Präambel des GATT, die — wie 
das italienische Ratifizierungsgesetz 
zeige —· als Teil des Abkommens anzu­
sehen sei und die klar von einer Herab­
setzung der Zolltarife und anderer Han­
delsschranken spreche. Sie berufen sich 
ferner auf den Geist des GATT und ver­
weisen auch — was das System angeht 
— auf erkennbare Parallelen zum EWG-
Vertrag, namentlich zu dessen Artikel 
13. Außerdem glauben sie, Argumente 
für ihren Standpunkt finden zu können 
in Artikel II Ziffer 2, wo nur bestimmte, 
nicht aber zollgleiche Abgaben als zuläs­
sig bezeichnet werden, sowie in Artikel 
VIII, der — den Artikel II verdeutli­
chend —· ganz allgemein, und ohne daß 
es hierfür auf Zugeständnislisten an­
käme, von der Notwendigkeit spreche, 
Gebühren und Abgaben, die bei der Ein­
fuhr oder Ausfuhr erhoben werden, un­
gefähr auf die Kosten für Dienstleistun­
gen zu beschränken und solche Gebüh­
ren und Abgaben zu vermindern. 
Mit der Kommission meine ich aber, daß 
die Ansicht der Importeure nicht haltbar 
erscheint. 

a) Geringes Gewicht hat von vornher­
ein die Bezugnahme auf Präambel und 
Geist des GATT sowie der Versuch, Pa­
rallelen zum EWG-Vertrag zu ziehen. 

Die Präambel des GATT, die auch ihren 
Geist verdeutlicht, spricht — soweit sie 
hier von Interesse ist — nur von dem 
Wunsch, zur Verwirklichung der Zielset­
zung des Abkommens beizutragen durch 
den Abschluß von Abkommen, die auf 
eine wesentliche Herabsetzung der Zoll­
tarife und anderer Handelsschranken ab­
zielen. Betont wird außerdem, derartige 
Abkommen würden auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit und der gegenseiti­
gen Vorteile abgeschlossen. Wie daraus 
auf ein „Standstilľ'-Gebot geschlossen 
werden kann, ist tatsächlich nicht zu er­
kennen. 

Klar ist damit auch, daß eine Parallele 
zum EWG-Vertrag abwegig erscheint, 
denn er sah in verhältnismäßig kurzer 
Zeit eine vollständige Beseitigung der be­
stehenden Handelsschranken vor, woge­
gen das GATT-System ·—· bezogen auf 
längere Zeiträume — keine Beseitigung, 
sondern nur eine Verminderung der 
Handelshemmnisse anstrebt und überdies 
gestattet, von Zeit zu Zeit auf gemachte 
Zugeständnisse zurückzukommen. 

b) Von zentraler Bedeutung sind im 
GATT-Mechanismus — was Einfuhrab­
gaben angeht — die Zugeständnislisten 
und damit der Artikel IL Wenn in die­
sem bezüglich anderer Einfuhrabgaben 
als Zölle davon gesprochen wird, sie 
dürften nicht höher sein als diejenigen, 
die am Tage des vorliegenden Abkom­
mens zu Erhebung gekommen seien, so 
macht schon der Wortlaut klar — ich 
verweise auf die Formulierung „diese Er­
zeugnisse" zu Beginn des zweiten Satzes 
von Nummer 1 unter b) — , daß sich das 
Gebot nur auf Erzeugnisse bezieht, für 
die in Listen Zugeständnisse gemacht 
werden, nicht aber auf alle Waren. Dafür 
spricht auch der erkennbare Zweck der 
Vorschrift, zu verhindern, daß durch an­
dere Einfuhrabgaben der Wert der Zuge­
ständnisse vermindert wird, und dies fin­
det eine Bestätigung in der Übergangs-
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Vorschrift des Artikels 4 des italienischen 
Gesetzes Nr. 330 vom 15. Juni 1950. Ge­
rade die Formulierung von Artikel Il.l.b) 
zweiter Satz wäre nicht recht verständ­
lich, wenn für die Partnerstaaten des 
GATT ein allgemeines Verbot der Erhö­
hung von Einfuhrabgaben und der Ein­
fuhr neuer derartiger Abgaben gelten 
würde. Deshalb kann wohl auch der von 
den Importeuren in diesem Zusammen­
hang angezogene zweite Absatz von Ar­
tikel II, der davon spricht, bestimmte Ab­
gaben — nämlich solche, die einer inne­
ren Steuer gleichwertig seien, Antidum­
ping- oder Ausgleichszölle sowie Gebüh­
ren für die Kosten von Dienstleistungen 
— seien „jederzeit bei der Einfuhr eines 
beliebigen Erzeugnisses" zulässig, nicht 
den Sinn haben, daß andere Abgaben 
keinesfalls erhoben werden dürften. Er 
dürfte vielmehr in erster Linie auf Artikel 
II Nummer l.b) zu beziehen und als 
Klarstellung dahin gedacht sein, daß die 
genannten Abgaben von dieser Vor­
schrift nicht berührt werden. 

c) Mit Recht hat die Kommission fer­
ner hervorgehoben, gegen die Annahme 
eines „Standstilľ'-Gebots im GATT 
sprächen auch andere Vorschriften, etwa 
der Teil von Artikel V, nach dem „ange­
messene" Abgaben zulässig seien, oder 
auch Artikel VIII, wonach Gebühren 
und Abgaben, die bei der Einfuhr oder 
Ausfuhr erhoben würden, ungefähr auf 
die Kosten für Dienstleistungen zu be­
schränken seien. 

Dabei kann in bezug auf die zuletzt ge­
nannte Vorschrift, auf die sich für ihre 
Ansicht auch die Importeure berufen ha­
ben, noch angemerkt werden, daß hier 
— soweit von der Notwendigkeit ge­
sprochen wird, Gebühren und Abgaben 
zu vermindern — weniger eine absolute 
Verpflichtung als vielmehr eine Leitlinie 
und ein Programm gemeint ist, heißt es 
doch in Artikel VIII unter Nummer 2 le­
diglich, die Vertragspartner würden so­

bald wie möglich Maßnahmen treffen, 
die den in Nummer 1 dieses Artikels ge­
nannten Grundsätzen und Zielen ent­
sprechen. 

d) Schließlich ist noch wichtig — und 
damit komme ich wieder auf die Zuge­
ständnislisten und ihre zentrale Funktion 
in der GATT-Einfuhrregelung zurück 
— , daß Konsolidierungen jeweils für 
drei Jahre erfolgen und danach wieder 
aufgehoben werden können. Ich verweise 
dazu auf den Artikel XXVIII mit seinen 
Vorschriften über die Änderung der Li­
sten, die — wenn Verhandlungen erfolg­
los bleiben — einseitig vorgenommen 
werden können mit der Folge, daß dann 
auch die von anderen Partnern gemach­
ten Zugeständnisse zurückgezogen wer­
den können. Außerdem ist an den Artikel 
XXVII zu erinnern, wonach es jedem 
Vertragspartner freisteht, ein Zugeständ­
nis ganz oder teilweise auszusetzen oder 
zurückzuziehen, wenn festgestellt wird, 
daß es ursprünglich mit einer Regierung 
vereinbart worden ist, die kein Vertrags­
partner wurde oder kein solcher mehr 
ist. Dabei steht im Mittelpunkt immer — 
den Prinzipien der Präambel folgend — 
die Aufrechterhaltung eines gewissen 
Gleichgewichts. Die Erreichung dieses 
Ziels aber wäre offensichtlich erheblich 
erschwert, wäre davon auszugehen, daß 
nach dem GATT ein „Standstill"-Gebot 
in bezug auf Einfuhrabgaben gilt, auch 
soweit es um Erzeugnisse geht, die nicht 
in Zugeständnislisten enthalten sind. 

e) Festzustellen ist demnach zum ersten 
Teil der dritten Frage, daß im GATT 
kein generelles Verbot des Inhalts zu er­
kennen ist, die beim Beitritt bestehende 
Einfuhrabgabensituation durch die Ein­
führung neuer oder die Erhöhung vor­
handener Abgaben zu verschlechtern und 
daß deshalb das italienische Gesetz über 
die Abgaben für Verwaltungsdienste, das 
nach der Ratifizierung des Beitrittsproto-
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kolls erlassen wurde, nicht unter diesem 
Gesichtspunkt als GATT-widrig angese­
hen werden kann. 

2. Was den zweiten Teil der dritten 
Frage anbelangt — Auslegung des Arti­
kels II.1.b) im Hinblick auf die Aufein­
anderfolge verschiedener Zugeständnisli­
sten mit unterschiedlichem Inhalt —, so 
geht das vorlegende Gericht zutreffend 
davon aus, daß unter „Tag des vorlie­
genden Abkommens" nicht das Datum 
der Festlegung des GATT, sondern — 
wenn der Beitritt zum GATT später er­
folgte — das Datum des Beitritts zu ver­
stehen ist. Dies wird jeweils ausdrücklich 
klargestellt in den Beitrittsprotokollen, 
denen der gleiche Rang zukommt wie 
dem GATT selbst. 

So heißt es in dem Protokoll von An­
necy, mit dem Italien beigetreten ist, 
ganz klar in Nummer 5.a): 

"Dans chaque cas où l'article II de l'Ac­
cord général mentionne la date dudit 
Accord, la date applicable en ce qui 
concerne les listes annexées au présent 
Protocole sera celle du présent Proto­
cole." 

Anzunehmen ist weiterhin, daß — wenn 
es im Verlauf der Anwendung des 
GATT aufgrund von Verhandlungen 
neue Zugeständnisse gibt — maßgeben­
des Datum jeweils das des Protokolls ist, 
das sich auf das neue Zugeständnis be­
zieht. Dies ist offenbar die allgemeine 
Praxis des GATT, wie etwa die Proto­
kolle von Torquay und Genf zeigen. 

Was das nach Abschluß der sogenannten 
Dillon-Runde unterzeichnete Protokoll 
angeht, in dem die Gemeinschaft zusam­
men mit den Mitgliedstaaten aus Anlaß 
der Bildung der gemeinschaftlichen Zoll­
union neue gemeinsame Zugeständnisse 
festgelegt hat, so wurde dabei — wie die 
Kommission gezeigt hat — von seiten 
der Kommission nicht nur klargemacht, 
daß damit die früheren nationalen Zuge­
ständnisse außer Kraft traten. Ganz klar 

heißt es in bezug auf das nach Artikel 
II. 1 des GATT maßgebende Datum im 
Genfer Protokoll vom 16. Juli 1962 unter 
5.a) auch: 

,,i) La date applicable sera la date du pré­
sent Protocole en ce qui concerne 
chaque produit qui fait l'objet d'une 
concession reprise dans la liste, anne­
xée au présent Protocole, d'une par­
tie contractante ou de la Suisse, si ce 
produit ne faisait pas l'objet, au 1er 
septembre 1960, d'une concession re­
prise dans la même partie ou section 
d'une liste annexée à l'Accord géné­
ral concernant ladite partie contrac­
tante ou la Suisse. 

ii) La date applicable en ce qui con­
cerne chaque produit qui fait l'objet 
d'une concession reprise dans la liste 
de la Communauté économique 
européenne sera, lors de l'importa­
tion dans la République fédérale 
d'Allemagne, le Royaume de Belgi­
que, la République française, la Ré­
publique italienne, le Grand-Duché 
de Luxembourg ou le Royaume des 
Pays-Bas : 

I) Si le produit figurait dans la pre­
mière partie d'une liste (ou d'une 
section pertinente d'une liste) 
applicable le 1er septembre 1960 
à cette partie contractante: la 
date de l'instrument par lequel ce 
produit a été pour la première 
fois porté dans la liste: sous ré­
serve que le produit ait toujours 
fait l'objet d'une concession ef­
fective depuis l'entrée en vigueur 
de la concession prévue dans ledit 
instrument. 

II) Dans tous les autres cas: la date 
du présent Protocole." 

Entsprechend hieß es in dem nach der 
Kennedy-Runde unterzeichneten Genfer 
Protokoll von 1967 unter 4.a): 

„In allen Fällen, auf die sich das in Arti­
kel II Absatz 1 Buchstaben b) und c) des 
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allgemeinen Abkommens erwähnte Da­
tum bezieht, ist der Stichtag für jede 
Ware, die in einer diesem Protokoll bei­
gefügten Liste Gegenstand eines Zuge­
ständnisses ist, das Datum dieses Proto­
kolls; dies gilt nicht für Verpflichtungen, 
die an diesem Datum in Kraft sind." 

Dabei ist mit dem Vorbehalt in dem letz­
ten Satzteil offenbar eine Aussage ähnli­
chen Inhalts gemeint wie die nach der 
Dillon-Runde unter 5.ii)I) gemachte, die 
man in ausdrücklicher Form wohl nicht 
mehr für nötig hielt. 

Wie auf den zweiten Teil der dritten 
Frage zu antworten ist, ist danach ganz 
eindeutig. Es kann keinen Zweifel daran 
geben, daß das in Artikel II.l.b) des 
GATT ausgedrückte Verbot der Erhö­
hung von Einfuhrabgaben in Ansehung 
der italienischen Abgaben für Verwal­
tungsdienste nur insoweit eingreift, als 
Waren betroffen sind, die sich schon 
in der italienischen Zugeständnisliste 
XXVII finden, und nicht erst in später 
festgelegte Zugeständnislisten aufgenom­
men wurden. 

IV — Nach alledem kann auf die vom italienischen Kassationsgerichtshof 
gestellten Fragen wie folgt geantwortet werden : 

1. Soweit die Gemeinschaft im GATT an die Stelle der Mitgliedstaaten ge­
treten ist, ist der Gerichtshof allgemein — also nicht nur, soweit es um die 
Gültigkeit von Gemeinschaftsakten geht — zuständig für die Auslegung 
der GATT-Vorschriften einschließlich der in ihrem Rahmen unter Beteili­
gung der Gemeinschaft zustande gekommenen Abkommen über die Fest­
legung von Zugeständnislisten. 

In bezug auf die GATT-Bestimmungen über Zölle und Einfuhrabgaben, 
wie sie insbesondere in Artikel II zu finden sind, gilt als Zeitpunkt für den 
Beginn der Auslegungskompetenz des Gerichtshofes der des Inkrafttretens 
des Gemeinsamen Zolltarifs (1. Juli 1968). 

2. Die Vorschriften des GATT sind nicht unmittelbar anwendbar in dem 
Sinne, daß sie Rechte einzelner begründen, die vor nationalen Gerichten 
später ergangenem nationalem Recht gegenüber, das mit dem GATT 
nicht in Einklang steht, geltend gemacht werden können. 

3. a) Das GATT enthält kein Verbot für Erzeugnisse, die nicht in den in 
Artikel II genannten Zugeständnislisten aufgeführt sind, neue Zölle 
oder andere Einfuhrabgaben einzuführen. 

b) Der Artikel II des GATT ist dahin auszulegen, daß es für Erzeug­
nisse, die in eine Zugeständnisliste aufgenommen werden, was das 
Verbot der Erhöhung der Zölle und Einfuhrabgaben angeht, grund­
sätzlich auf die Abgabensituation ankommt, die bei der Verabschie­
dung des Protokolls besteht, mit der das neue Zugeständnis einge­
führt wird. 
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